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3. Instanz

Datum -

Â 

Das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 28. November 2019 wird auf die
Berufung des Beklagten aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

Â 
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Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Die KlÃ¤gerin begehrt die Bewilligung von Leistungen zur Bildung und Teilhabe
(BUT)Â  fÃ¼r die Teilnahme an einem von der Schule im Rahmen einer
Projektwoche organisierten Zirkusprojekts.

Â 

Die 2010 geborene KlÃ¤gerin lebte im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum bei ihrer
Mutter, die das alleinige Sorgerecht inne hat. Als Teil der Bedarfsgemeinschaft mit
ihrer Mutter bezog die KlÃ¤gerin Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem Sozialgesetzbuch Zweites BuchÂ  (SGB II) vom Beklagten. Der Beklagte
bewilligte die Leistungen fÃ¼r den Zeitraum vom 01. Oktober 2017 bis zum 31.
MÃ¤rz 2018 mit Bescheid vom 30. Januar 2018 sowie fÃ¼r den Zeitraum vom 01.
April 2018 bis zum 31.Â August 2018 mit Bescheid vom 13. MÃ¤rz 2018 in der
Fassung des Bescheides vom 24. August 2018.

Â 

Mit Schreiben vom 12. MÃ¤rz 2018 beantragte die stellvertretende Schulleiterin der
von der KlÃ¤gerin seit dem 04. September 2017 besuchten Schule mit einem
formularmÃ¤Ã�igen Antrag auf KostenÃ¼bernahme von SchulausflÃ¼gen und
Schulveranstaltungen im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen fÃ¼r 14
SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼ler, unter anderem auch fÃ¼r die KlÃ¤gerin, die
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die Teilnahme am Projekt Circus . Dem Antrag war ein
Vertrag zwischen dem Projekt CircusÂ  und der von der KlÃ¤gerin besuchten Schule
beigefÃ¼gt. Danach sollte das Projekt vom 09. April 2018 bis zum 13. April 2018 in
der Schule stattfinden und der Preis fÃ¼r die Ausbildung pro Kind 10 Euro betragen.
Das Zirkusprojekt war so ausgestaltet, dass es von Montag bis Freitag dauern und
alle 186 SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼ler der Schule in den Klassenstufen 1 bis 6
teilnehmen sollten. 

Â 

Mit Bescheid vom 15. MÃ¤rz 2018 lehnte der Beklagte den Antrag mit der
BegrÃ¼ndung ab, dass das Projekt vollumfÃ¤nglich auf dem SchulgelÃ¤nde
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stattfinde und es sich somit nicht um einen Ausflug im Sinne der schulrechtlichen
Bestimmungen handele.

Â 

Mit weiterem Bescheid vom 27. MÃ¤rz 2018 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin
auf ihren Antrag vom 16. MÃ¤rz 2018 fÃ¼r die Zeit vom 01. April 2018 bis zum 31.
MÃ¤rz 2019 Leistungen fÃ¼r eintÃ¤gige SchulausflÃ¼ge als Gutschein. Danach
Ã¼bernahm der Beklagte die tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r eintÃ¤gige
SchulausflÃ¼ge der von der KlÃ¤gerin besuchten Schule. FÃ¼r die
Geltendmachung der Kosten vor dem Ausflug war das Formular â��Antrag auf
KostenÃ¼bernahme von SchulausflÃ¼gen und -veranstaltungen im Rahmen der
schulrechtlichen Bestimmungenâ�� von der Schule zu nutzen.

Â 

Die KlÃ¤gerin nahm an dem Zirkusprojekt teil, ohne hierfÃ¼r eine FÃ¶rderung
durch Dritte in Anspruch genommen zu haben. Die DurchfÃ¼hrung des Projekts
erfolgte auf dem Sportplatz der Schule und im Zirkuszelt, das auf dem
SchulgelÃ¤nde aufgebaut war.

Â 

Den gegen den Ablehnungsbescheid vom 15. MÃ¤rz 2018 erhobenen Widerspruch
der KlÃ¤gerin vom 14. April 2018 wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
18. Juli 2018, abgesandt am 19. Juli 2018, zurÃ¼ck. Die Kindern und Jugendlichen
im Bereich der BUT zu gewÃ¤hrenden Bedarfe seien in Â§ 28 Abs. 2 bis 7 SGB II
abschlieÃ�end geregelt. Nach Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB II wÃ¼rden bei SchÃ¼lern
die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r SchulausflÃ¼ge und mehrtÃ¤gige
Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen anerkannt. Bei dem
Zirkusprojekt handele es sich jedoch nicht um eine solche Veranstaltung. Schulische
Veranstaltungen, die â�� wie das Zirkusprojekt â�� auf dem SchulgelÃ¤nde
stattfinden, seien von der Vorschrift nicht erfasst. 

Â 

Mit ihrer beim Sozialgericht Cottbus (SG) am 21. August 2018 erhobenen Klage hat
die KlÃ¤gerin ihr Begehren weiterverfolgt. Das SG Cottbus hat mit Urteil vom
28.Â November 2019 den Beklagten unter Aufhebung seines Bescheides vom 15.
MÃ¤rz 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. Juli 2018 verurteilt,
an die KlÃ¤gerin 10 Euro fÃ¼r die Teilnahme am Zirkusprojekt zu zahlen. Die
KlÃ¤gerin habe einen Anspruch auf die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Zirkusprojekt
aus Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB II. Nach dieser Vorschrift seien die tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r SchulausflÃ¼ge anzuerkennen. Bei dem Zirkusprojekt handele
es sich um einen Schulausflug. Kennzeichnend dafÃ¼r sei die schulische
Verantwortung, die sich auf Organisation und DurchfÃ¼hrung der
auÃ�erunterrichtlichen AktivitÃ¤t beziehe. Es kÃ¶nne keine Rolle spielen, ob die
AktivitÃ¤t im unmittelbaren Umfeld des SchulgelÃ¤ndes oder sogar in der Schule
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stattfinde. Sinn und Zweck der Vorschrift sei die gleichberechtigte Teilnahme aller
SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼ler an Veranstaltungen ohne RÃ¼cksicht auf die
wirtschaftliche Situation der Eltern. Es solle eine Ausgrenzung verhindert werden.
Dieser Zweck der Teilhabe und Integration sei nicht zu erreichen, wenn das von der
KlÃ¤gerin besuchte Zirkusprojekt von der FÃ¶rderung ausgeschlossen wÃ¤re. Ã�ber
das Ã�ben zirkusartiger Geschicklichkeit hinaus sollten die Kinder in dem Projekt
lernen, in der Gemeinschaft etwas zu bewegen, sie sollten motiviert werden,
Eigenes zu kreieren. PÃ¤dagogisches Ziel sei es des Weiteren, den Kindern ein
Handwerkszeug zu verschaffen, mit dem sie sich ausgeglichen durch die komplexe
Gesellschaft bewegen kÃ¶nnen. Diese Ziele seien pÃ¤dagogisch und soziokulturell
derart wertvoll, dass zur Ã�berzeugung des Gerichts feststehe, dass derartige
Projekte zwingend von der Vorschrift des Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB II erfasst
sein mÃ¼ssten. Es kÃ¶nne keinen Unterschied machen, ob das Zirkusprojekt in der
nÃ¤chsten Stadt oder auf dem SchulgelÃ¤nde stattfinde, um als Ausflug im Sinne
der Norm zu gelten. Die Ausgrenzung fÃ¼r den Fall der NichtfÃ¶rderung von
solchen Projekten an Schulen sei sogar noch grÃ¶Ã�er als bei der bloÃ�en
Nichtteilnahme an auÃ�erschulischen AusflÃ¼gen, weil die Betroffenen in der
Schule erscheinen mÃ¼ssten, dort aber nicht teilnehmen kÃ¶nnten. Das SG hat die
Berufung zugelassen, weil diese Fallkonstellation fÃ¼r den Beklagten und die
Jobcenter generell grundsÃ¤tzliche Bedeutung habe.

Â 

Der Beklagte hat am 09. Januar 2020 gegen das am 12. Dezember 2019 vom
Gericht abgesandte Urteil, welches ihm laut Empfangsbekenntnis am â��13.
Oktober 2019â�� zugestellt worden sein soll, Berufung eingelegt. Er hÃ¤lt an seiner
Auffassung, dass es sich bei dem Zirkusprojekt weder um einen eintÃ¤gigen
Schulausflug noch um eine mehrtÃ¤gige Klassenfahrt handele und daher die
Voraussetzungen des Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB II nicht erfÃ¼llt seien, fest. Bei
schulischen Veranstaltungen, die auf dem SchulgelÃ¤nde stattfinden und daher
keinen gemeinschaftlichen Ortswechsel bedingen wÃ¼rden, handle es sich bereits
begrifflich nicht um einen Ausflug. Bei dem Zirkusprojekt handele es sich vielmehr
um die DurchfÃ¼hrung von Projekttagen, die gerade von der Vorschrift nicht erfasst
werden wÃ¼rden. Die Argumentation des SG sei zwar nachvollziehbar, der
Gesetzgeber habe jedoch detailliert geregelt, was erfasst sein solle. Der Sachverhalt
sei unter keinen anderen Absatz der abschlieÃ�enden Regelung des Â§ 28 SGB II zu
subsumieren. Ein Anspruch ergebe sich auch nicht aus Â§ 28 Abs. 7 SGB II, da
dieser nur auÃ�erschulische AktivitÃ¤ten erfasse.

Â 

Der Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 28. November 2019 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.
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Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt die AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil fÃ¼r Ã¼berzeugend. Die
KlÃ¤gerin habe auch keine anderweitigen Leistungen fÃ¼r die Teilnahme an dem
Zirkusprojekt beantragt oder erhalten. Der Beklagte hÃ¤tte die Kosten jedenfalls
aufgrund von Â§ 28 Abs. 7 SGB II Ã¼bernehmen mÃ¼ssen, der Anwendungsbereich
dieser Vorschrift sei nicht auf auÃ�erschulische AktivitÃ¤ten begrenzt.

Â 

Der Senat hat eine Auskunft der Grundschule vom 16. August 2021 zum
durchgefÃ¼hrten Zirkusprojekt eingeholt. Die Beteiligten haben sich mit
SchriftsÃ¤tzen vom 13. Januar 2022 und 04. Februar 2022 mit der Entscheidung des
Senats im schriftlichen Verfahren einverstanden erklÃ¤rt.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten und der vom Beklagten beigezogenen Verwaltungsakten
verwiesen, die Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen sind.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Der Senat konnte durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153
Abs. 1, 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheiden, nachdem sich alle
Beteiligten hiermit einverstanden erklÃ¤rt haben.

Â 

Die Berufung hat Erfolg. Sie wurde fristgerecht innerhalb eines Monats nach
Zustellung des Urteils (Â§ 151 Abs. 1 SGG) beim Landessozialgericht (LSG)
eingelegt. Der Senat ist davon Ã¼berzeugt, dass das auf den 16. Oktober 2019
datierte Empfangsbekenntnis durch den Beklagten fehlerhaft ausgestellt worden ist.
Das angegriffene Urteil kann dem Beklagten nicht vor dessen Absendung am
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12.Â Dezember 2019 zugegangen sein. Die am 09. Januar 2020 erfolgte Einlegung
der Berufung war daher fristgemÃ¤Ã�. Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Das
Urteil des SG Cottbus ist aufzuheben und die Klage abzuweisen. 

Â 

I. Die Klage ist zulÃ¤ssig. Richtige Klageart hinsichtlich des von KlÃ¤gerin verfolgten
Begehrens â�� Aufhebung der Ablehnung ihres Antrags auf Bildungs- und
Teilhabeleistungen und GewÃ¤hrung dieser Leistungen â�� ist die kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 1, 4Â  SGG). Nach Â§ 54 Abs. 4 SGG
kann, soweit der angefochtene Verwaltungsakt eine Leistung betrifft, auf die ein
Rechtsanspruch besteht, die Klage als kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage gefÃ¼hrt werden. 

Â 

Die KlÃ¤gerin kann ihr Begehren in statthafter Weise mit der Leistungsklage
verfolgen. 

Die Leistungen zur BUT waren im hier maÃ�geblichen Zeitraum gemÃ¤Ã� Â§ 29
Abs. 1 Satz 1 SGB II in der bis zum 31. Juli 2019 geltenden Fassung vom 07. Mai
2013 (a. F.) grundsÃ¤tzlich als Sach- oder Dienstleistung zu erbringen, wobei der
kommunale TrÃ¤ger zu bestimmen hatte, in welcher konkreten Form die
Leistungserbringung erfolgt. Der Beklagte hatte sich zur Erbringung per Gutschein
entschieden. RegelmÃ¤Ã�ig wÃ¤re daher die Verpflichtungsbescheidungsklage (Â§
54 Abs. 1 Satz 1 SGG) die statthafte Klageart. Der Beklagte hat aber fÃ¼r die
Teilnahme an dem Zirkusprojekt konkret keine Sachleistung erbracht, sie ist auf
Grund des Zeitablaufs auch nicht mehr mÃ¶glich, so dass fÃ¼r die KlÃ¤gerin allein
der auf Ã�bernahme der fÃ¼r eine Vorleistung berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen
AufwendungenÂ  gerichtete Anspruch aus Â§Â 30 SGB II und damit ein
Zahlungsanspruch in Betracht kommt. Beschafft sich der Leistungsberechtigte die
Leistung endgÃ¼ltig selbst, richtet sich das Begehren auf eine Geldleistung, die im
Wege einer Anfechtungs- und Leistungsklage zu verfolgen ist (BSG, Urteil vom 25.
April 2018 â�� B 4 AS 19/17 R -, juris; Gagel/Schwabe, 84. EL Dezember 2021, SGB
II Â§ 28 Rn. 72).

Â 

II.Â  Die Klage ist aber unbegrÃ¼ndet. Der angegriffene Ablehnungsbescheid des
Beklagten vom 15. MÃ¤rz 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
18.Â Juli 2018 erweist sich nicht als rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in
ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hatte keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung der
Leistungen zur BUT in Form einer Sachleistung und daher auch keinen Anspruch auf
nachtrÃ¤gliche Kostenerstattung.

Â 

1. Als Anspruchsgrundlage kommt zunÃ¤chst Â§ 19 Abs. 2 SGB II i. V. m. Â§ 28 SGB
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II in der bis zum 31. Juli 2019 gÃ¼ltigen Fassung vom 22. Dezember 2016 (a. F.) in
Betracht.

Â 

Die KlÃ¤gerin war dem Grunde nach leistungsberechtigt nach dem SGB II. Sie hatte
Anspruch auf Sozialgeld. GemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs. 1 SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte Arbeitslosengeld II. NichterwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte,
die mit erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben,
erhalten Sozialgeld. Die im streitigen Zeitraum erst 7-jÃ¤hrige KlÃ¤gerin lebte mit
ihrer leistungsberechtigten Mutter in einer Bedarfsgemeinschaft. Sie hatte ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland und war hilfebedÃ¼rftig.

Â 

Nach Â§ 19 Abs. 2 i. V. m. Â§ 28 Abs. 1 Satz 1 SGB II werden Bedarfe fÃ¼r Bildung
und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft bei Kindern,
Jugendlichen und jungen Erwachsenen neben dem Regelbedarf nach MaÃ�gabe der
AbsÃ¤tze 2 bis 7 gesondert berÃ¼cksichtigt. Der fÃ¼r den Besuch des
Zirkusprojektes im April 2018 entstandene Bedarf der KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 10
Euro fÃ¤llt jedoch unter keine dieser Fallgruppen.

Â 

Dabei kann dahingestellt bleiben, ob diese Kosten vom SchultrÃ¤ger zu tragen
gewesen wÃ¤ren. Sie fallen zwar nicht unter die in Â§ 14 Abs. 4 und Â Â§ 111 Abs. 2
und 3 Brandenburgisches Schulgesetz (BbgSchulG) i. V. m. Â§ 10 der Verordnung
Ã¼ber die Zulassung von Lernmitteln und Ã¼ber die Lernmittelfreiheit (LernMV)
geregelte Lernmittelfreiheit. Nach Â§ 4 Abs. 2 BbgSchulG sind Lernmittel
SchulbÃ¼cher und andere dem gleichen Zweck dienende Unterrichtsmittel (vgl.
auch Â§Â 1 Abs. 1 LernMV). GrundsÃ¤tzlich hat aber der SchultrÃ¤ger die
Sachkosten fÃ¼r die Organisation des Schulunterrichts, zu dem auch Projektwochen
gehÃ¶ren, zu tragen (Â§Â 110 BbgSchulG). Darauf kommt es aber letztlich nicht an,
denn die Kosten sind nicht vom SchultrÃ¤ger Ã¼bernommen worden, sondern
wurden von der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich verlangt, so dass ein entsprechender Bedarf
bei ihr entstanden ist.

Â 

a. Die Kosten des Zirkusprojektes sind nicht bereits von Â§ 28 Abs. 3 SGB II erfasst
und mit der der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Ausstattung mit persÃ¶nlichem Schulbedarf
gewÃ¤hrten Pauschale abgegolten. Nach Â§ 28 Abs. 3 SGB II a. F. wurde fÃ¼r die
Ausstattung mit persÃ¶nlichem Schulbedarf bei SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼lern 70
Euro zum 01. August und 30 Euro zum 01. Februar eines jeden Jahres
berÃ¼cksichtigt. Nach der dieser RegelungÂ  zugrunde liegenden
Regelungskonzeption des Gesetzgebers ist von der Pauschale nur die Ausstattung
mit persÃ¶nlichen GegenstÃ¤nden erfasst (Schulranzen, Schulrucksack und
Sportzeug, fÃ¼r den persÃ¶nlichen Ge- und Verbrauch bestimmte Schreib-, Rechen-
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und Zeichenmaterialien, FÃ¼ller, Kugelschreiber, Blei- und Malstifte,
Taschenrechner, Geodreieck, Hefte und Mappen, Tinte, Radiergummis,
Bastelmaterial, Knetmasse).

Â 

b. Ein Anspruch auf die GewÃ¤hrung der 10 Euro folgt nicht aus Â§ 28 Abs. 2 Satz 1
SGBÂ II. Danach werden bei SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼lern die tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r SchulausflÃ¼ge (Nr. 1) und mehrtÃ¤gige Klassenfahrten im
Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen (Nr. 2) als Bedarf anerkannt.

Â 

Vom Wortlaut her ist das auf dem SchulgelÃ¤nde der von der KlÃ¤gerin besuchten
Grundschule stattfindende Zirkusprojekt nicht von der Anspruchsgrundlage umfasst.
Es handelt sich dabei weder um einen Ausflug noch um eine Klassenfahrt, vielmehr
fanden alle Bestandteile des Projektes auf dem SchulgelÃ¤nde statt. 

Â 

Den AusfÃ¼hrungen des SG Cottbus ist zwar dahingehend zu folgen, dass der mit
der Regelung verfolgte Zweck eine FÃ¶rderung des Zirkusprojektes einschlieÃ�t.
Nach der BegrÃ¼ndung zum Gesetzentwurf vom 26. Oktober 2010 (BT-Dr.17/3404,
S. 104 f.) sollen mit den Bedarfen fÃ¼r BUT eigenstÃ¤ndige Bedarfe neben dem
Regelbedarf anerkannt werden, um durch zielgerichtete Leistungen eine stÃ¤rkere
Integration bedÃ¼rftiger Kinder und Jugendlicher in die Gemeinschaft zu erreichen.
Sie seien notwendig, um die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) aus
seinem Urteil vom 09. Februar 2010 zu erfÃ¼llen. Die materielle Ausstattung von
SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼lern, die Teilnahme an schulischen AktivitÃ¤ten sowie die
auÃ�erschulische Bildung seien gesondert und zielgerichtet zu erbringen, um
gesellschaftliche Exklusionsprozesse zu beenden. Der die MenschenwÃ¼rde
achtende Sozialstaat mÃ¼sse nachrangig Ã¼ber das FÃ¼rsorgesystem die
Leistungen erbringen, die notwendig sind, damit insbesondere SchÃ¼lerinnen und
SchÃ¼ler aus einkommensschwachen Haushalten durch Entwicklung und Entfaltung
ihrer FÃ¤higkeiten in die Lage versetzt werden, ihren Lebensunterhalt spÃ¤ter aus
eigenen KrÃ¤ften bestreiten zu kÃ¶nnen (vgl. BVerfG, Urteil vom 09. Februar 2010, 
1 BvL 1/09, 3/09, 4/09, Rn. 192). Â§ 28 Absatz 2 Satz 1 SGB II sehe daher Bedarfe
fÃ¼r die Teilnahme an eintÃ¤gigen SchulausflÃ¼gen (Nummer 1) und an
mehrtÃ¤gigen Klassenfahrten (Nummer 2) vor, um so die gleichberechtigte
Teilnahme aller SchÃ¼ler an diesen Veranstaltungen ohne RÃ¼cksicht auf die
wirtschaftliche Situation ihrer Eltern sicherzustellen. Weil das Fernbleiben von
schulischen Gemeinschaftsveranstaltungen Kinder und Jugendliche in ihrer
Entwicklungsphase besonders nachhaltig negativ prÃ¤gen kÃ¶nne, diene die
Vorschrift in besonderem MaÃ�e der Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in
der Gemeinschaft. Die mit der Regelung verbundenen Ziele kÃ¶nnten nur erreicht
werden, wenn die Aufwendungen fÃ¼r Klassenfahrten und SchulausflÃ¼ge in
tatsÃ¤chlicher HÃ¶he berÃ¼cksichtigt werden. Dies entspreche in Bezug auf den
Sonderbedarf fÃ¼r mehrtÃ¤gige Klassenfahrten bereits der stÃ¤ndigen Praxis von
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Verwaltungen und Sozialgerichten, werde aber bezogen auf alle Bedarfe des Â§ 28
Absatz 2 SGB II nochmals ausdrÃ¼cklich klargestellt. Mit der Ausweitung des
Bedarfs auf eintÃ¤gige KlassenausflÃ¼ge werde Anregungen der schulischen Praxis
entsprochen. Es habe sich in der Vergangenheit gezeigt, dass SchÃ¼lerinnen und
SchÃ¼ler aus bedÃ¼rftigen Haushalten an KlassenausflÃ¼gen wegen der damit
verbundenen Kosten seltener teilnehmen. In Schulen mit einem hohen Anteil von
Kindern im Bezug existenzsichernder Leistungen fÃ¤nden deshalb bisweilen gar
keine KlassenausflÃ¼ge mehr statt. Dieser fÃ¼r die Sozialisation von Kindern und
Jugendlichen negativen Entwicklung solle mit den Leistungen entgegengewirkt
werden.

Â 

Die Teilnahme an dem Zirkusprojekt, in dem die Kinder gemeinsam fÃ¼rÂ 
VorfÃ¼hrungen proben und diese letztlich einem Publikum prÃ¤sentieren, dient
zweifellos der Entwicklung und Entfaltung ihrer FÃ¤higkeiten und der Teilhabe am
sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft. Das Fernbleiben von dieser
schulischen Gemeinschaftsveranstaltung kÃ¶nnte einem Kind, hier der KlÃ¤gerin,
das GefÃ¼hl des Ausschlusses von der Gemeinschaft vermitteln und es in seiner
Entwicklungsphase negativ prÃ¤gen. Unter diesem Blickwinkel macht es keinen
Unterschied, ob die KlÃ¤gerin nicht an einem gemeinsamen Ausflug teilnehmen
kann oder aber von der Entwicklung, dem Proben und dem PrÃ¤sentieren einer
Zirkusvorstellung ausgeschlossen bleibt. Die wiedergegebene
GesetzesbegrÃ¼ndung zeigt aber zugleich, dass von der Entstehungsgeschichte
her die Bedarfe fÃ¼r in der Schule stattfindende Veranstaltungen von der Regelung
in Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB II nicht erfasst werden sollten. Die Regelung hat die
zunÃ¤chst in Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB II in der bis zum 31. Dezember 2010
geltenden Fassung enthaltene Regelung zu Leistungen fÃ¼r mehrtÃ¤gige
Klassenfahrten aufgenommen und ausdrÃ¼cklich nur um eintÃ¤gige
SchulausflÃ¼ge erweitert. Der GesetzesbegrÃ¼ndung lÃ¤sst sich entnehmen, dass
die Erweiterung sich tatsÃ¤chlich auf KlassenausflÃ¼ge beschrÃ¤nken sollte, da
von solchen in Schulen mit einem hohen Anteil von Kindern im Bezug
existenzsichernder Leistungen abgesehen werde. Eine Ausweitung auf alle
schulischen Veranstaltungen war daher vom Willen des Gesetzgebers ersichtlich
nicht getragen.

Â 

Im Ergebnis ist daher der Auslegung nach dem Wortlaut der Vorzug zu geben und
es sind SchulausflÃ¼ge i. S. d. Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB II als eintÃ¤gige
Veranstaltungen ohne Ã�bernachtung auÃ�erhalb des SchulgelÃ¤ndes zu verstehen
(so auch: Leopold/Buchwald in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§ 28
(Stand: 04. Oktober 2021), Rn. 73;Â  Voelzke in: Hauck/Noftz SGB II, Stand:
1.Â ErgÃ¤nzungslieferung 2022, Â§â��28 Rn. 37; Schwabe in: Gagel, SGB II/SGB III
84. EL Dezember 2021, SGB II Â§ 28 Rn. 10; Lenze in: MÃ¼nder/Geiger, SGB II, 7.
Auflage 2021, Â§ 28 Rn. 8).

Â 
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c. Das Zirkusprojekt unterfÃ¤llt auch nicht dem Anwendungsbereich des Â§ 28 Abs.
7 SGB II a. F.. 

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 28 Abs. 7 Satz 1 SGB II in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung war bei Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres ein
Bedarf zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft in
HÃ¶he von insgesamt 10 Euro monatlich zu berÃ¼cksichtigen fÃ¼r
MitgliedsbeitrÃ¤ge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit (Nr. 1),
fÃ¼r Unterricht in kÃ¼nstlerischen FÃ¤chern (zum Beispiel Musikunterricht) und
vergleichbare angeleitete AktivitÃ¤ten der kulturellen Bildung (Nr. 2) und fÃ¼r die
Teilnahme an Freizeiten (Nr. 3).

Â 

Ziel der Vorschrift ist es, Kinder und Jugendliche stÃ¤rker als bisher in bestehende
Vereins- und Gemeinschaftsstrukturen zu integrieren und den Kontakt mit
Gleichaltrigen zu intensivieren (vgl. GesetzesbegrÃ¼ndung, BT-Drs. 17/3404, S. 106
). Es soll ein Budget zur VerfÃ¼gung gestellt werden, damit die Kinder ein ihren
WÃ¼nschen und FÃ¤higkeiten entsprechendes Angebot wahrnehmen kÃ¶nnen. Das
neben den Regelbedarfen zu berÃ¼cksichtigende Budget ist pauschaliert. Im
Hinblick auf die Anerkennung des Bedarfs in Â§ 28 Absatz 6 [jetzt: Absatz 7] sind bei
der Bemessung der Regelbedarfe von Kindern und Jugendlichen die Positionen
â��AuÃ�erschulische Unterrichte, Hobbykurseâ�� in der Abteilung 09 und
â��MitgliedsbeitrÃ¤ge an Organisationen ohne Erwerbszweckâ�� in Abteilung 12
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2008 unberÃ¼cksichtigt gebelieben
(GesetzesbegrÃ¼ndung, BT-Dr. 17/3404, S. 106). 

Â 

Aus der GesetzesbegrÃ¼ndung und der systematischen Stellung der Vorschrift im
NormgefÃ¼ge des Â§ 28 SGB II, in dem in den AbsÃ¤tzen 2 bis 6 zunÃ¤chst die
schulischen und die mit dem Schulbesuch unmittelbar zusammenhÃ¤ngenden
Bedarfe geregelt werden, wird deutlich, dass mit der Anerkennung der
entsprechenden Bedarfe in Absatz 7 der Vorschrift die auÃ�erschulischen
AktivitÃ¤ten in organisierten Freizeitveranstaltungen und die dortige Integration
gefÃ¶rdert werden sollen. Schulische Veranstaltungen fallen daher nicht darunter
(BSG, Urteil vom 10.Â September 2013 â�� B 4 AS 12/13 R â��, Rn. 22, juris;
Leopold/Buchwald in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§ 28 (Stand: 04.
Oktober 2021), Rn. 194; Voelzke in: Hauck/Noftz SGB II, 1. ErgÃ¤nzungslieferung
2022, Â§â��28 Rn. 110).

Â 

2. Es ist auch nicht im Wege der verfassungskonformen Auslegung geboten, in
Abweichung zu dem von Wortlaut und Entstehungsgeschichte her gefundenen
Auslegungsergebnis das Zirkusprojekt unter Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB II oder Â§ 28
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Abs. 7 SGB II zu subsumieren oder aber in entsprechender Anwendung von Â§ 21
Abs. 6 SGB II einen Anspruch auf Grund eines HÃ¤rtefalles anzunehmen. Die Kosten
sind von der KlÃ¤gerin aus dem Regelsatz zu bestreiten (vgl. zur frÃ¼heren
Rechtslage bei eintÃ¤gigen AusflÃ¼gen: BSG, Urteil vom 23. MÃ¤rz 2010 â�� B 14
AS 6/09 R -, Rn. 12, juris). 

Â 

Das Grundrecht auf GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen
Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip
des Art. 20 Abs. 1 GG sichert jedem HilfebedÃ¼rftigen diejenigen materiellen
Voraussetzungen zu, die fÃ¼r seine physische Existenz und fÃ¼r ein MindestmaÃ�
an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlÃ¤sslich
sind (BVerfG, Urteil vom 09. Februar 2010 â�� 1 BvL 1/09 â��, Leitsatz, juris). Dabei
gehÃ¶ren notwendige Aufwendungen zur ErfÃ¼llung schulischer Pflichten zum
existentiellen Bedarf der Kinder. Ohne Deckung dieser Kosten droht
hilfebedÃ¼rftigen Kindern der Ausschluss von Lebenschancen, weil sie ohne den
Erwerb der notwendigen Schulmaterialien, wie SchulbÃ¼cher, Schulhefte oder
Taschenrechner, die Schule nicht erfolgreich besuchen kÃ¶nnen. Das Grundrecht
auf GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums ist dem Grunde
nach unverfÃ¼gbar und muss eingelÃ¶st werden, bedarf aber der Konkretisierung
und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu erbringenden
Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und den
bestehenden Lebensbedingungen auszurichten hat. Dabei steht ihm ein
Gestaltungsspielraum zu (BVerfG, Urteil vom 09. Februar 2010 â�� 1 BvL 1/09 â��,
Leitsatz, juris).

Â 

In AusÃ¼bung dieses Gestaltungsspielraums ist der Gesetzgeber daher im Bereich
der LeistungsgewÃ¤hrung nach dem SGB II nicht verpflichtet, jeglichen mit dem
Schulbesuch einhergehenden Bedarf durch eine Sonderregelung abzudecken. Ihm
obliegt es, die Bedarfe fÃ¼r die Existenzsicherung zu ermitteln und â�� entweder
durch den Regelbedarf, konkret normierte Sonder- oder Mehrbedarfe bzw. bei
unvorhergesehenen Bedarfslagen durch eine HÃ¤rtefallregelung â��
sicherzustellen. 

Â 

Die von der KlÃ¤gerin begehrten Kosten sind grundsÃ¤tzlich im Regelbedarf
enthalten. Nach den dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur
Ã�nderung des Zweiten und des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch vom 22.
Dezember 2016 zu Grunde liegenden regelbedarfsrelevanten Verbrauchsangaben
(BT-Drs. 18/9984, S. 66ff.) sind fÃ¼r die in der Regelbedarfsstufe 5 erfassten 6- bis
unter 14-jÃ¤hrigen Kinder fÃ¼r â��Eintrittsgelder, Nutzungsentgelte beim Besuch
von Sport- und Freizeitveranstaltungen bzw. -einrichtungenâ�� 3,55 Euro und
â��Eintrittsgelder, Nutzungsentgelte beim Besuch von Kulturveranstaltungen bzw.
-einrichtungenâ�� 2,53 Euro berÃ¼cksichtigt worden. Der Besuch eines
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Zirkusprojektes lÃ¤sst sich sowohl als Sport- als auch als Kulturveranstaltung
verstehen. Die hierfÃ¼r aufgewandten Kosten sind somit im Regelbedarf
grundsÃ¤tzlich enthalten.

Â 

Dass dieser Bedarf im Regelbedarf der HÃ¶he nach strukturell unzutreffend erfasst
wÃ¤re (so BSG, Urteil vom 08. Mai 2019 â�� B 14 AS 6/18 R â��, Rn. 16, juris, fÃ¼r
SchulbÃ¼cher, die mangels Lernmittelfreiheit selbst gekauft werden mussten) oder
durch die einmalige Ausgabe in HÃ¶he von 10 Euro eine evidente Unterdeckung im
Bereich dieser Bedarfe eintreten wÃ¼rde (so LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil
vom 26. Mai 2020 â�� L 11 AS 793/18 -, juris, fÃ¼r schulnotwendige Bekleidung im
Wert von ca. 150 Euro), ist nicht erkennbar. Anders als beispielsweise fÃ¼r den
Erwerb von SchulbÃ¼chern liegen dem Senat keine Erkenntnisse vor, wonach
regelmÃ¤Ã�ig Projektveranstaltungen an allgemeinbildenden Schulen stattfÃ¤nden,
die mit erheblichen von den SchÃ¼lern aufzubringenden KostenbeitrÃ¤gen
verbunden und nicht anderweitig gedeckt wÃ¤ren, so dass der Gesetzgeber sie bei
der Bedarfsermittlung hÃ¤tte gesondert berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen. Dies
behauptet auch die KlÃ¤gerin nicht, so dass insoweit zu weiteren Ermittlungen kein
Anlass bestand. Ebenso liegen â�� unabhÃ¤ngig von der Frage der entsprechenden
Anwendung bei einmaligen Bedarfen â�� die Voraussetzungen des Â§ 21 Abs. 6
SGB II nicht vor, wonach bei Leistungsberechtigten ein Mehrbedarf anerkannt wird,
soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer
Bedarf besteht. Der Mehrbedarf ist in diesem Sinne unabweisbar, wenn er
insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter sowie unter BerÃ¼cksichtigung
von EinsparmÃ¶glichkeiten der Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner HÃ¶he
nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht. Eine
Unabweisbarkeit in diesem Sinne lÃ¤sst sich nicht erkennen. Der Senat ist davon
Ã¼berzeugt, dass sich die einmalige Ausgabe in HÃ¶he von 10 Euro unter
BerÃ¼cksichtigung von mÃ¶glichen Verschiebungen innerhalb der Ausgaben des
pauschal fÃ¼r die KlÃ¤gerin berÃ¼cksichtigten Regelsatzes in HÃ¶he von 296 Euro
im Ausgabemonat decken lieÃ�, da in den Folgemonaten entsprechende
â��RÃ¼ckverschiebungenâ�� bei den berÃ¼cksichtigten Durchschnittswerten fÃ¼r
die einzelnen Bedarfe mÃ¶glich sein dÃ¼rften. Zudem ist bei einer einmaligen
Ausgabe in dieser HÃ¶he eine erhebliche Abweichung vom â�� auf mehrere Monate
zu betrachtenden â�� durchschnittlichen Bedarf nicht zu erkennen.

Â 

Â 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens in der Sache. 

Â 

Â 

                            12 / 13

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%206/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2011%20AS%20793/18
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/21.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/21.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html


 

IV. Die Revision ist zuzulassen. Die Frage, ob die finanzielle Beteiligung von
SchÃ¼lern an Kosten fÃ¼r Projektunterricht an allgemeinbildenden Schulen, der
nicht mit einem Verlassen des SchulgelÃ¤ndes verbunden ist, als Aufwendung nach 
Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB II anzuerkennen ist, hat grundsÃ¤tzliche Bedeutung.Â  

Erstellt am: 18.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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